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schaffenheit besonders zur Nutzung durch nahe Familienan­
gehörige (Eltern, erwachsene Kinder) geeignet ist, oder das 
zwei selbständige Wohnungen enthält, soweit diese durch 
zwei Familien als Miteigentümer genutzt werden. Mit der 
Festlegung, daß der Neubau eines Eigenheims mit einer 
zweiten selbständigen Wohnung zum Zweck der Vermietung 
unzulässig ist, wird deutlich gemacht, daß sich der staatlich 
geförderte Neubau von Eigenheimen vorrangig auf die Lö­
sung des Wohnbedarfs eines Bürgers und seiner Familie 
richtet und nicht der Schaffung von Mietwohnungen dienen 
soll. Soweit ein Zweifamilienhaus mit einer Mietwohnung 
bereits vorhanden ist, kann dessen Eigentümer entsprechend. 
§ 16 Abs. 2 der DB zur Finanzierung der Modernisierung und 
Instandsetzung Kredite wie der Eigentümer eines Eigen­
heims erhalten.

Nach § 1 Abs. 4 der DB werden künftig auch andere Repro­
duktionsformen, wie die Umgestaltung anderer Gebäude zu 
Eigenheimen, die Rekonstruktion und die Schaffung von 
Wohnräumen und Wohnnebenräumen durch Anbau, dem 
Neubau gleichgestellt.

Um die Initiativen der Werktätigen durch die Betriebe 
zu fördern, wurden die bewährten Regelungen in die neue 
DB übernommen. Für die Bereitstellung von Baumaschinen 
durch die Betriebe sind den Eigenheimerbauern Entgelte zu 
berechnen, die diese aus dem Kredit bezahlen oder, soweit 
die Betriebe finanzielle Unterstützung gewähren, aus diesen 
Mitteln zu finanzieren sind.

Eine gesonderte Zustimmung nach § 3 Abs. 1 der Eigen- 
heimVO für Maßnahmen der Modernisierung und Instand­
setzung von Eigenheimen ist nur in den in § 5 Abs. 1 der DB 
genannten Fällen erforderlich. Unberührt bleibt das Erfor­
dernis einer Zustimmung nach der VO über Bevölkerungs­
bauwerke vom 8. November 1984 (GBl. I Nr. 36 S. 443). Bei 
Eigenheimen auf VKSK-Flächen ist ausschließlich der ört­
liche Rat zuständig. Eine Übertragung von Befugnissen an 
den Vorstand einer Sparte des VKSK ist hier nicht zulässig 
(§ 17 der VO über Bevölkerungsbauwerke).

Die Aufwandsnormative für den Neubau von Eigenheimen 
wurden auf der Grundlage der Bestimmungen der 2. Eigen- 
heimVO neu festgelegt. In bestimmten Fällen kann der Vor­
sitzende des Rates des Kreises nunmehr Überschreitungen 
der Aufwandsnormative genehmigen. Präzisiert wurden die 
Bestimmungen über die Verwendung von zentral bestätigten 
Angebots- und Wiederverwendungsprojekten für Reihen-, 
Doppel- und Einzelhäuser. Damit soll insbesondere die ra­
tionelle Nutzung des vorhandenen Baulands durchgesetzt 
werden. Für die Anwendung individueller Projekte wurde 
eine Genehmigungspflicht durch den Vorsitzenden des Rates 
des Kreises eingeführt.

Entsprechend § 7 der EigenheimVO werden für den Neu­
bau von Eigenheimen erschlossene Grundstücke auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften bereitgestellt. Die Kosten 
für die Erschließung von Eigenheimen werden wie beim 
komplexen Wohnungsneubau vom Staat getragen. Mit § 8 der 
DB wird klargestellt, unter welchen Voraussetzungen Grund­
stücke und Standorte als erschlossen gelten.

Die Bestimmungen über die Finanzierung des Eigenheim­
baues wurden neu gefaßt und teilweise erweitert: Zu erwäh­
nen ist insbesondere die Einbeziehung der Familien mit drei 
Kindern in den Personenkreis, der besondere finanzielle Ver­
günstigungen gemäß § 12 Abs. 2 der EigenheimVO erhält. 
Neu ist auch die Bestimmung des § 11 Abs. 3, wonach die fi­
nanziellen Vergünstigungen auch dann gewährt werden kön­
nen, wenn nur ein Ehepartner zu dem Personenkreis gehört, 
dem diese Vergünstigungen gewährt werden (Arbeiter, An­
gestellte, Angehörige bewaffneter Organe, Mitglieder sozia­
listischer Genossenschaften).

Die Bestimmungen über die Finanzierung der Modernisie­
rung und Instandsetzung wurden präzisiert. In einigen Fällen 
werden weitere Vergünstigungen für die Bürger gewährt. So 
kann das Kreditinstitut den Eigenmittelanteil auf Antrag des 
Bürgers reduzieren. Für den gemäß § 12 Abs. 2 der Eigenheim­
VO begünstigten Personenkreis bleibt die durch Modernisie­
rung am Eigenheim eintretende Erhöhung des Vermögens un­
begrenzt grundsteuerfrei. Bei Instandsetzungsmaßnahmen 
wird in Höhe der Baumaßnahmen eine 10jährige Grundsteuer­
ermäßigung eingeführt. In § 17 ist nunmehr geregelt, welche 
Auswirkungen sich beim Eigentumsübergang auf die Steuer­
befreiungen bzw. -ermäßigungen ergeben.

Neu gefaßt wurden auch die Regelungen über den Ein­
satz eines Bauberaters. Hierbei hat sich insbesondere die Ver­
antwortung der Räte der Kreise erhöht. Die Bestätigung über 
die Eignung eines Bürgers als Bauberater erfolgt nunmehr 
durch den Rat des Kreises. Aus dem Kreis der bestätigten 
Bauberater schlägt der Rat der Gemeinde, des Stadtbezirks

oder der Stadt einen Bauberater vor. Der Einsatz selbst er­
folgt durch den Rat des Kreises.

Mit der DB werden die 1. und 2. DB zur EigenheimVO 
außer Kraft gesetzt.

•

Mit der VO über den Export von speziellen Chemikalien, die 
für friedliche Zwecke bestimmt sind, aber für die Herstel­
lung von chemischen Waffen geeignet sind — VO über den 
Export spezieller Chemikalien — vom 25. Juni 1987 (GBl. I 
Nr. 16 S. 184) unterstützt die Regierung der DDR die Nicht­
weiterverbreitung von chemischen Waffen. Für die inter­
nationalen Wirtschaftsverträge zum Export von zehn spe­
ziellen Chemikalien (Liste in der Anlage zur VO) ist die 
schriftliche Genehmigung des Ministers für Außenhandel er­
forderlich. Sie wird nur erteilt, wenn der Verwendungszweck 
im Vertrag eindeutig bestimmt ist und die ausschließliche 
Verwendung für friedliche Zwecke gewährleistet erscheint. 
Außerdem ist eine Erklärung des zuständigen staatlichen 
oder gleichgestellten Organs des Importlandes über den aus­
schließlichen und vollständigen Einsatz dieser importierten 
Chemikalien für friedliche Zwecke erforderlich. Für den Re­
export oder die anderweitige Weitergabe an Dritte gelten 
die gleichen Voraussetzungen.

Wenn sich das Importland nachweislich völkerrechtlich 
bindend verpflichtet hat, chemische Waffen weder zu ent­
wickeln, herzustellen oder anderweitig zu erwerben, weiter­
zugeben, zu lagern noch anzuwenden, kann auf diese Erklä­
rung verzichtet werden.

•

Zur weiteren Verbesserung der Dienstleistungen der Geld- 
und Kreditinstitute für die Bürger sowie zur Rationalisie­
rung geldwirtschaftlicher Leistungen werden schrittweise 
Geldautomaten eingesetzt und Geldkarten ausgegeben. 
Gleichzeitig werden Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
Geldkarten für die Bezahlung von Warenkäufen und Lei­
stungen verwendet werden können. Die immer breitere Nut­
zung der Geldkarte durch die Bürger und die Erweiterung 
ihrer Anwendungsmöglichkeiten erforderten den Erlaß der 
АО über die Bedingungen für die Nutzung der Geldkarte 
der Geld- und Kreditinstitute der DDR — GeldkartenAO — 
vom 7. Juli 1987 (GBl.-Sdr. Nr. 1288). Geldkarten werden aus­
gegeben an Inhaber von Spargiro- oder Postspargirokonten 
(nachstehend Spargirokonten genannt) sowie für die von den 
Kontoinhabern eingesetzten Verfügungsberechtigten, sofern 
sie das 18. Lebensjahr vollendet haben. Bürger, die das
16. Lebensjahr vollendet haben und Inhaber eines Spargiro­
kontos sind oder als Verfügungsberechtigte für ein Spargiro­
konto eine Geldkarte erhalten sollen, bedürfen dazu der 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters. Die Geld- und Kre­
ditinstitute sind berechtigt, die Ausgabe einer Geldkarte von 
den schrittweise zu schaffenden materiell-technischen Vor­
aussetzungen sowie von der Einhaltung der Bestimmungen 
des Zahlungsverkehrs und der Kontoführung durch den Kon­
toinhaber abhängig zu machen. Die Geldkarte wird gegen 
Entrichtung einer Gebühr von 10 M ausgegeben.

Kontoverfügungen sind nur im Rahmen eines bestehen­
den Guthabens zulässig, über Geldautomaten können bis zu 
500 M täglich abgehoben werden. Die Geldkarte kann auch 
für die Bezahlung von Warenkäufen und Leistungen in den 
Betrieben und Einrichtungen angewendet werden, die über 
die erforderliche Gerätetechnik verfügen und in die Nutzung 
der Geldkarte einbezogen sind. Können Zahlungen mittels 
Geldkarte für Warenkäufe bzw. Leistungen nicht eingelöst 
werden, weil keine Deckung vorhanden ist, werden Rück­
verrechnungen vorgenommen. Bei Rückverrechnungen hat 
das kontoführende Geld- oder Kreditinstitut das Recht, dem 
betreffenden Betrieb oder der Einrichtung zur Durchsetzung 
der Forderung Name und Anschrift des Geldkarteninhabers 
mitzuteilen.

Zur Gewährleistung der Sicherheit bei der Nutzung der 
Geldkarte wählen die Bürger einen nur ihnen bekannten 
persönlichen Bankcode, den sie bei Verfügungen mit der 
Geldkarte anzuwenden haben. Der persönliche Bankcode ist 
geheimzuhalten. Die Geldkarte ist sorgfältig aufzubewahren. 
Der Geldkarteninhaber hat den Verlust der Geldkarte un­
verzüglich seinem kontoführenden oder einem anderen Geld­
oder Kreditinstitut mitzuteilen. Bei mißbräuchlicher Ver­
wendung der Geldkarte sind die Geld- und Kreditinstitute 
berechtigt, die Nutzung der Geldkarte zeitweilig zu unter­
sagen oder zu sperren, die Geldkarte zurückzufordern oder 
sie einzuziehen. Für den Ersatz von Schäden, die durch Ver­
stöße gegen die Bedingungen für die Nutzung der Geldkarte 
entstehen, gelten die Bestimmungen des Zivilrechts über die 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügungen (§ 330 ff. ZGB).


